
seitiger Loyalität und eine uneingeschränkte Respektierung der Verschieden­
artigkeit der grundsätzlichen Üherzeugung der zusammenwirkenden Parteien 
voraus. Es würde ein Mißverstehen der Demokratie bedeuten, wenn eine 
solche Zusammenarbeit die uneingeschränkte Vertretung der abweichenden 
Meinungen der einzelnen Parteien einschränken oder gar unmöglich machen 
würde, ln einem solchen Falle wäre die Einheitsfront nur Tarnung, um einer 
bestimmten Richtung eine Vorherrschaft zu sichern**.“ Es waren mutige und 
prophetische Worte, in denen die Gleichschaltung und letztlich die Ent­
mündigung der bürgerlichen Parteien vorausgesagt wurde, denn mit der 
„antifaschistisch-demokratischen Einheitsfront" begann, was als Volksdemo­
kratie, als Diktatur des Proletariats endete.
Die Hoffnung auf eine demokratische Entwicklung in der SBZ wurde erst­
mals enttäuscht, als die Führung der CDU gegen die entschädigungslose (!) 
Enteignung allen(!) Großgrundbesitzes im Wege der „Bodenreform“ oppo­
nierte. „Die Vorsitzenden der CDU, Hermes und Schreiber, plädierten dafür, 
die Durchführung der Bodenreform auf langjährige Mitglieder der Nazi­
partei zu beschränken. Auf diese Weise wäre die gewaltige Mehrheit der 
Junker und Großagrarier . . . nicht unter die Bestimmungen der Bodenreform 
gefallen*5.“
Zu dieser den tatsächlichen Sachverhalt raffiniert verfälschenden Dar­
stellung eines kommunistischen Autors sei die Haltung der CDU zur 
Bodenreform Umrissen, wie sie Dr. Hermes in einem Schreiben vom 18. Okto­
ber 1945 formulierte. „Es ist selbstverständlich“, hieß es darin, „daß die 
CDU, die zwar mit den anderen ayitifaschistischen Parteien die Bodenreform 
grundsätzlich bejaht hat, sich niemals mit einer entschädigungslosen Enteig­
nung des landwirtschaftlichen Besitzes einverstanden erklärt hat und auch 
niemals erklären wird, abgesehen von dem Besitz von Kriegsverbrechern und 
aktiven Nazis**.“ Dieser Standpunkt der CDU wurde von Dr. Hermes in 
einer Rundfunkansprache am 18. Oktober 1945 noch einmal begründet mit 
einem Hinweis auf den rechtsstaatlichen Grundsatz der Achtung vor dem 
Privateigentum, mit dem sich nicht vereinbaren lasse, „daß auch solche Per­
sonen, die sich eines Vergehens gegen die Allgemeinheit nicht schuldig ge-
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